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lm Namen des Volkes

ln dem Rechtsstreit

A- _.. "

- Klägerin -

Prozessbevoll mächti gter:

n""nt.un*alt Peter Koch, $iegesstraße 2, 30175 Hannover'

gegen

Deutsche Rentenversicherung Bund, Ruhrstraße 2' 10709 Berlin'

- Beklagte -

ProzeEsbevol I mächtigte :

Rechtsanwältin Dr.,

hat das Landgericht Berlin - Zivilkammer 26 - durch die Vorsitzende Richterin am Landgericht

Dr:.alsEinzelrichtorin'aufgrUnddermündlichenVerhandlungvom17,02.2a21

für Recht erkannt:

1) Die Beklagte wird verurteilen, an die Klägeiin 3.444,6g EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Pro-

zentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 22'9'2020 2'u zahlen'

2) Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerin weitere 41g,64 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Pro-

zentpunkten über dem BasisZinssatz seit dem22.9.2020 zu zahlen'

3) Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zt"t tragen'

4) Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar gegen sicherheitsleistung in Höhe des jeweils zu vollstre'

ckenden Betrages zuzüglich 10%

')
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Tatbestand

Die Klägerin begehrt Schadensersatz wegen ihre Ansicht nach verspäteter Bewilligung von Leis-

tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (im Folgenden: LTA)'

Die Klägerin übte den Beruf der Physiotherapeutin aus, in dem sie bis Dezemb er 2014 arbeitete'

lm Juni 2015 unterzog sie sich wegen des sogenannten ulna-lmpaction-syndroms einer operati-

on zur Verkürzung einer Überlänge der Elle im linken Unterarm' lm Januar 2016 stürzte sie und

erlitt eine Ulnaschaftfraktur, was eine weitere operative Behandlung erforderte'

lm Juli 2016 beantragte die Klägerin bei der Beklagten die Bewilligung von Leistungen zur Teilha-

be am Arbeitsleben, weil ihr mit der Aqsübung des Berufs einer Physiotherapeutin typischerwei-

se verbundene Tätigkeiten, insbesondere eine kraftvolle Belastung von linker Hand und Unter-

arm, nicht mehr möglich seien'

lm oktober 2016 bewilligte die Beklagte der Klägerin wegen deren Beschwerden eine Maßnah-

me zür medizinischen Rehabilitation im Reha-Zentrum Bad

Es lagen.letztlich verschiedene gutachterliche stellungnahmen zur gesundheitlichen situation

der Klägerin insoweit vor, unter anderem eine gutachterliche $tellungnahme der Bundesanstalt

für Arbeit vom 31.5.2016, ein an die V Versicherungen, mit der die Klägerin einen

Vertrag über eine Berufsunfähigkeitsrente hatte, gerichtetes Gutachten des Handchirurgen und

Chefarztes des Helios Klinikums rof' Dr' vom22'6'2016 und ein Abschlussbe-

richt von Fachärzten füi orthopädie des Reha-Zentrums vom 6.12.2016'

Mit Bescheid vom 20.2.2017|ehnte die Beklagte den Antrag der Klägerin auf Bewilligung von

LTA ab. Den hiergegen eingelegten widerspruch wies sie mit Bescheid vom 8'6'2017 zurück'

Dabei legte die Beklagte jeweils eine $tellungnahme ihres beratenden Arztes (vom 17 '2'2017

und 6.4,2017) zugrunde, ln dem hierauf von der Klägerin eingeleiteten sozialgerichtlichen Verfah-

ren holte das sozialgericht Hildesheim (s 2s R2S3l17) ein schriftliches Gutachten des chirur'

gen Dr, ein. Nach Vorlage dieses Gutachtens vom 9'1 1'2017 erkannte die Beklagte den

Anspruch der Klägerin mit Schriftsatz vom 1.2.2018 än, die Klägerin nahm das Anerkenntnis an'

Am 18.3.2019 bewilligte die Beklagte schließlich LTA für eine konkrete Maßnahme' ab 1'B'2019

begann die Klägerin ihre neue Ausbildung'

Bis zum 20.5.2017 hatte die Klägerin Arbeitslosengeld bezogen, so dass sie in der gesetzlichen
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Krankenversicherung pflichtversiched war. Danach war sie zunächst über die Krankenversiche-

rung ihres Ehemannes in einer Familienversicherung mitversichert' Aufgrund der von ihr bezoge-

nen Leistungen aus der Berufsunfähigkeitsversicherung, die als Einkommen gewedet wurden'

musste sie jedoch für die Zeit vom 16.2.2018 bis 31.7.2019 Krankenversicherungsbeiträge von

insgesamt 3.444,63 EUR leisten.

Mit ihrer Klage verlangt die Klägerin Erstattung dieses Betrages und trägt vor: Die Beklagte habe

mit der Ablehnung der LTA ihre Amtspflichten schuldhaft verletzt' Denn die Voraussetzungen für

die Bewilligung hätten von Anfang an vorgelegen und dies sei auch ohne weiteres erkennbar ge-

wesen. Die Beklagte habe sich nicht auf die gutachterlichen stellungnahmen ihres ärztlichen Be-

raters stützen dürfen, da diese offensichtlich die vorliegenden ärztlichen Stellungnahmen und

Gutachten nicht berücksichtigt hätten, die rechtlichen Voraussetzungen verkannten und weder

schlüssig noch eindeutig gewesen seien, wie die Klägeiin im einzelnen ausführt' Hätte die Be-

klagte auJ ihren, der Klägerin, Antrag zügig LTA bewilligt, hätte sie die Krankenversicherungsbei-

träge nicht leisten müssen, Der durch die Zahlungen eingetretene Schaden seider Beklagten

auch zurechenbar, da sie, die Klägerin, nur aufgrund dbr durch die Beklagte zu verantwortenden

Verzögerung von der Pflichtversicherung in die freiwillige Versieherung habe wechseln müssen'

Ebensowenig sei ihr, der Klägerin, ein Mitverschulden gemäß $ 254 BGB anzulasten' da der Um-

stand, dass sie erst am 1 .8.2019 die Qualifizierung begonnen habe' nicht nur auf der anfängli-

chen Verweigerung der Leistungen an sich, sondern dann außerdem auf der ihr nicht zuzurech-

nenden Dauer des nach der grundsätzlichen Bewilligung sich anschließenden Verfahrens der

Auswahl und Festlegung einer LTA beruht habe'

Der Rechtsstreit ist durch Beschruss vorn 11.11.2020 dem Einzerrichter zui Entscheidung über-

tragen worden

Die Klägerin beantragt,

1) die Beklagte zu verurteilen, ihr schadensersatz in Höhe von 3'444,63 EUR nebst

byo Zinsen üoer dem Basiszinssatz seit Klageerhebung zu zahlen,

2)die Beklagte zu verurteilen, ihr außergerichtliche Kosten in Höhe von 413'64 EUR

nebst 5 % Zinsen übe dem Basiszinssatz seit Klageerhebung zu erstatten'
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Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hält eine Amtspflichtverletzung für nicht gegeben, da sie sich bei ihren Entscheidun-

gen über den Antrag und den Widerspruch der Klägerin fachärztlich durch einen Chirurgen habe

beraten lassen. Sie ist außerdem der Ansicht, der geltend gemachte Schaden sei ihr nicht zure-

chenbar, weil es sich nicht um einen Schaden handele, der nicht im Schutzbereich der verletz-

tenl Norm des g 10 SGB Vl liege. Ein Anspruch scheitere jedenfalis, so die Beklagte' an einem

übenviegenden Mitverschulden der Klägerin, weil diese trotz des bereits am 1'2'2018 abgegebe-

nen Anerkenntnisses erst am 1.8.2019 ihre Qualifizierung aufgenommen habe'

^^ ,J^. trr^*^ian im air )nommen auf den vorgetrage-
wegen des Vorbringens der Parteien im einzelnen wird Bezug genommen auT oer'r vurl

nen lnhalt der gewechselten $chriftsätze nebst Anlagen sowie die sitzungsniederschrift vom

17.2.2021

EntscheidungsgrÜnde

Die Klage hat in vollem umfang Erfolg. denn der Klägerin steht der geltend gemachte schadens-

ersatzanspruch gemäß $ 839 BGB, Art'34 GG gegen die Beklagte zu'

Die Beklagte handelte schuldhaft amtspflichtwidrig, indem sie der Klägerin auf deren Antrag' je- '

denfalls aber nach deren widerspruch gegen den ablehnenden Bescheid der Beklagien nicht

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bewilligte. Dass die Voraussetzungen für eine derarti-

ge Bewilligung im Hinblick auf $ 10 SGB Vl vorlagen, hat die Beklagte schuldhäft verkannt'

$ 10 Abs,1 SGB Vl setzte voraus, dass die Erwerbsfähigkeit der Klägerin erheblich gefährdet

oder gemindert war.

Allerdings konnte die Beklagte zur Beurteilung dieser medizinischen Frage sachverständigen

Rat eines geeigneten Arztes einholen' Doch oblag es der Beklagten' eine Stellungnahme eines
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solchen Beraters selbst auf schlüssigkeit unter Heranziehung aller ihr vorliegenden und von der

Klägerin eingereichten Unterlagen nachzuvollziehen und sich davon zu überzeugen' daSS ihr Be-

rater den Sachverhalt sorgfältig geprüft hat' Dies hat die Beklagte offensichtlich nicht getan' da

ihr ansonsten die erheblichen Begründungsdefizite in der stellungnahme ihres Beraters aufgefal-

lenwären'SohatdieBeklagteimvondenParteiengeführtensozialgerichtlichenVerfahren

selbst vorgetragen, dass ihr vor ihrer Entscheidung insbesondere der Entlassungsbericht vom

6.12.2|16der ReHa-Klinik Bad (Anlage K 6) und der ärztliche Bericht des Prof' Dr'

vom 22.6.2016 (Anlage K 4) vorlagen. Bereits im Entlassungsbericht der orlhopäden der

ReHa-Klinik wird festgehalten, dass die Handkraft links erheblich vermindert ist' und im Bericht

des Prof. Dr. werden Beschwerden beim kraftvollen Greifen benannt' Nach beiden war

nicht davon auszugehen, dass eine für eine Tätigkeit als Physiotherapeutin edorderliche Belast-

barkeit der,Klägerin erreiöhbar sein wird. Auch im übrigen bestanden nach den vorhandenen vor-

liegenden Unterlagen keine Anhaltspunkte dafür, dass die Klägerin wieder in ihrem Bezugsberuf

würde tätig sein können, weil sie in der linken Hand/ dem linken Arm nicht mehr ausreichenä

Kraft hat. Angesichts dessen durfte die Beklagte nicht allein aufgrund der völlig inhaltsleeren stel-

lungnahmen des sie beratenden Arztes (Anlagen B 1 und B 2) im Sinne dieser Stellungnahmen

entscheiden. Eine plausible Begründung des Abweichens von der Einschäizung der übrigen

Fachärzte in Auseinandersetzung auch mit den Anfor:derungen des bisher von der Klägerin aus-

g.eübten (Bezugs-)Berufs lässt sich den stellungnahmen nicht entnehmen' eine (nachvollziehba-

re)Auseinandersetzung mit den vorliegenden ärztlichen Stellungnahmen und Gutachten fehlt'

wenn die Bekragte weiter darauf verweist, dass der gerichfliche sachverständige lediglich festge-

stellt habe, dass die Einschränkung der Leistungsfähigkeit der Klägerin ,,ohne weitere Therapie"

auf Dauer bestehe, und dass er auf den ,,derzeitigen" Zustafrd verwiesen habe' übersieht sie

schon die von dem $achverständigen unter Vil dargesteilte Beurteilung der Erfolgsaussichten

weiterer Therapien und legt,sie auch nicht dar, was zu optimistischerer Einschätzung veranlas-

sen könnte. Hinzukommt, dass der Berater der Beklagten sich nicht einmal eindeutig äußerte'

wenn er die wiederherstellung der Ktägerin unter die Bedingung eines ,,noch bevorstehenden

aber zeitaufwändigen Heirungsverraufs mit nachträgricher Metailentfernung und Physiotherapie"

stellt, ohne dass aueh nur an9ätzweise ersicirtlich wird' ob eine derarlige Entwicklung im Be-

reich des Möglichen liegt,und unter welchen Voraussetzungen aus welchen Gründen die berech-

tigte Hoffnung bestehen könnte, dass eine bloße Entfernung des Metalls dazu führt' dass'eine

Mehrbelastung möglich und ernsthaft in Betracht zu ziehen ist' Bei alleclem kommt hinzu' dass

das Gutachten von prof. Dr. der Berufsunfähigkeitsversicherung der Krägerin ars Basis

diente, dieser eine entsprechende Versicherungsleistung zu bewilligen' Dass zwischen den von

der Beklagten eingeholten gLttachterlichen Stellungnahmen und dem vom Gericht eingeholten
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Gutachten des Dr. vom 9.1 1.2017 (Anlage K '13) wesentliche Anderungen im Gesund-

heitszustand der Klägerin in Bezug auf die Einsetzbarkeit ihrer Hand/ihres Armes eingetreten

sein könnten, behauptet auch'die Beklagte nicht, zumal sie selbst im sozialgerichtlichen Verfah-

ren vorgetragen hat, dass sie derartige Anderungen nicht sieht (Anlage K 10 a'E')'

Soweit die Beklagte meint, der geltend gemachte Schaden sei ihr nicht zurechenbar' verkennt

sie, dass ihr Verhalten für das Ausscheiden der Klägerin aus der gesetzlichen Versicherung ur-

sächlich war, die Verpflichtung der: Kläger in zur zahlung von freiwilligen Beiträgen zur gesetzli-

chen Krankenversicherung auf dem Verstoß der Beklagten gegen die ihr obliegenden Amtspflich-

ten zur zügigen und richtigen Entschoidung beruhte' Die Ersatzpflicht betrifft daher nicht außer-

halb des Schutzbereichs dÖs $ 10 SGB Vl liegende Schäden'

Der Anspruch der Klägerin ist auch nicht etwa gemäß $ 254 BGB zu kürzen oder ausgesbhlos-

sen. Es mag zwar sein, dass nach Annahme des Anerkenntnisses der Beklagten diese bereits

Ende Februar 2018 die Leistung dem Grunde nach bewilligt hat' Auch die Beklagte hatte bereits

in ihrem Anerkenntnis (Anlage K 14) aber darauf hingewiesen' dass danach noch ein Verwal-

tungsverfahren durchzUführen war, in dem eine geeignete LTA-stelle gefunden werden musste'

Die Beklagte bestreitet außerdem nicht, dass der Abschluss der Beratung erst am 29'B'2Q18 er-

folgte, dass ein Bescheid in Bezug auf die gefundene stelle er"st am 18'3'2019 erging und dass

die Klägerin die stelle erst am 1.8,2019 antreten konnte' Dass es in dem Verwaltungsverfahren

ein schurdhaftes Verharten crer Krägerin bei den ihr obriegenden Mitwirkungspfrichten zu einer Ver-

zögerung geführt haben könnte, ist weder substantiiert vorgetragen noch ersichtlich; die Absage

einzelner Besprechungstermins, die die Beklagte hervorhebt, reicht 
lnlweit :oT :tt- 

die Klä-

gerin, wie die Beklagte weiter geltend macht, bereits vor einer Entscheidung der Beklagten sich

auf eigenes Risiko für eine neue Ausbildung bewerben oder sich einen anderen Bildungsträger

hätte suchen können, greift nicht, weil nicht dargelegt oder erkennbar ist' dass die'Klägerin' zu-

mal angesichts des vorangegangenen Verhaltens der Beklagten' hätte davon auqgehen können'

dass die Beklagte einen so gesuchten Ausbildungsplatz ohne weiteres genehmigt'

VordiesemHintergrundstehtderKlägeringemäß$s286'

stattung vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten zu'

280 BGB auch ein AnsPruch auf Er-

Der Zinsanspruch beruht auf $$ 2BB, 291 BGB
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Did Kostenentscheidung ergibt sich aus $ 91 Abs'1 ZPO'

Vollstreckbarkeit aus S 709 ZPO.

Dr.

Vorsitzende Richterin am Landgericht

Verkündet am 17 .02.2021

die Entscheidung über die vorläufige

Für die Richtigkeit der Abschrift

Berlin, 23.02.2A21

JHSekr'in

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt

- ohne Unterschrift gültig

JHSekr'in

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

,


